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Suizidprävention darf nicht zulasten des Grundrechts 

auf selbstbestimmtes Sterben gehen 

ifw-Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der nationalen 

Suizidprävention (SuizidPrävG-2026-E) 

 

ABSTRACT 

Das Institut für Weltanschauungsrecht (ifw) kritisiert, dass der vorliegende Referentenentwurf zu 

einseitig auf die Verhinderung aller Suizide gerichtet ist, ohne das Recht auf selbstbestimmtes Sterben 

ausreichend zu berücksichtigen.  

Auch wenn der Entwurf formal keine Einschränkungen dieses Rechts enthält, könnte er in Kombination 

mit einem diskutierten etwaigen Gesetz zur Suizidassistenz dazu führen, dass freiverantwortlich-

selbstbestimmte Suizide unzumutbar erschwert werden. Beispielsweise besteht die Gefahr, dass 

Betroffene, die einen Entschluss zum Freitod entsprechend den Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts getroffen haben, in ihrer letzten Lebensphase von besorgten Angehörigen 

gegen ihren Willen in zeitlich und psychisch belastende Kriseninterventionssysteme gezwungen 

werden. Es sollte daher klargestellt werden, dass alle Maßnahmen nach diesem Gesetz mit der 

Maßgabe, dass das Rechtsgut Leben nicht gegen den freien Willen der betroffenen Person zu schützen 

ist, erfolgen müssen. Darüber hinaus sollte der Staat auch im Wege der Suizidprävention aktiv über 

Möglichkeiten des assistierten Suizids aufklären, da er auch das verfassungsrechtlich verbriefte Recht 

auf selbstbestimmtes Sterben angemessen berücksichtigen muss. Schließlich kann es vor diesem 

Hintergrund nicht darum gehen, jeglichen Suizid zu verhindern, sondern nur die Suizide, die nicht 

freiverantwortlich-selbstbestimmt sind. Da das Recht auf selbstbestimmtes Sterben auch die freie 

Mittelwahl beinhaltet, müssen Maßnahmen zur Restriktion der Verfügbarkeit von Suizidmethoden und 

-mitteln entsprechende Ausnahmen enthalten.  
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BEGRÜNDUNG 

1. Verfassungsrechtliche Ausgangslage 

Jedes gesetzgeberische Vorhaben rund um das Thema Suizid bewegt sich in einem 

verfassungsrechtlichen Spannungsfeld zwischen dem Grundrecht auf selbstbestimmtes Sterben und 

der staatlichen Schutzpflicht für das Leben.1  

▪ Suizid und Sterbehilfe sind religiös, moralisch und ethisch seit Jahrhunderten hoch umstritten. 

Die christlichen Kirchen und das Judentum haben sie über Jahrhunderte vehement bekämpft. 

Auch jetzt ist ihre Position noch von starker Ablehnung geprägt2. Aus christlicher und jüdischer 

Perspektive ist das Leben von Gott gegeben. Deshalb dürfe kein Mensch darüber verfügen. In 

seinem Grundsatzurteil 2020 hat das Bundesverfassungsgericht jedoch unmissverständlich 

klargestellt, dass weder der Staat noch Dritte die Suizidentscheidung eines Menschen ethisch 

und moralisch bewerten dürfen. Ob der Suizid „richtig“ und „sinnvoll“ ist, entscheidet jeder 

Mensch autonom.3 Nachdem der Vorsitzende des Deutschen Ethikrats unmittelbar nach dem 

Urteil noch heftige Kritik daran geübt hatte,4 gab das Gremium 2022 eine differenziertere 

Stellungnahme heraus, in der es heißt, die Letztentscheidungsverantwortung der suizidalen 

Person sei auch dann zu respektieren, wenn der erwogene Suizid befremdet oder abwegig 

erscheine. Dieser Respekt dürfe aber nicht als Berechtigung oder gar Verpflichtung zur 

indifferenten Hinnahme von (freiverantwortlichen) Suiziden missverstanden werden. Staat und 

Gesellschaft hätten zwar nicht das Recht, die Menschen gegen ihren Willen an der 

Verwirklichung freiverantwortlich getroffener Suizidentscheidungen zu hindern. Wohl aber 

müsse suizidfördernden Konstellationen wie zum Beispiel existenziellen Notlagen so weit wie 

möglich entgegengewirkt werden.5 

 

▪ Nach dem Bundesverfassungsgericht umfasst das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 2 

Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) als Ausdruck persönlicher Autonomie ein Recht auf 

selbstbestimmtes Sterben. Die Entscheidung des Einzelnen, seinem Leben entsprechend 

seinem Verständnis von Lebensqualität und Sinnhaftigkeit der eigenen Existenz ein Ende zu 

 
1 so auch noch explizit SuizidPrävG-2024-RefE, S. 49 <Zu § 1>. 
2 vgl. Gemeinsame Stellungnahme des Deutschen Caritasverbandes und des Kommissariats der deutschen 
Bischöfe – Katholisches Büro in Berlin – zum Referentenentwurf der Vorgängerregierung v. 05.12.2024, die auf 
S. 2 die „Stärkung einer Kultur der Lebensbejahung und Fürsorge, die assistierten und nicht assistierten Suiziden 
präventiv vorbeugt“, fordert. 
3 Boehme-Neßler: Das Grundrecht auf Suizid, NVwZ 2020, 1012, 1013. 
4 vgl. SZ vom 28.02.2020: „Der Lebensschutz wiegt nichts“. Interview von Matthias Drobinski mit Peter Dabrock, 
https://www.sueddeutsche.de/politik/sterbehilfe-kirche-interview-1.4823893. 
5 Deutscher Ethikrat: Suizid – Verantwortung, Prävention und Freiverantwortlichkeit. Stellungnahme, 3. Auflage, 
2025, S. 24, 32. 
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setzen, ist im Ausgangspunkt als Akt autonomer Selbstbestimmung von Staat und Gesellschaft 

zu respektieren.6 Jede gesetzgeberische Zielsetzung, die die Entscheidung des mit autonomem 

Willen handelnden Grundrechtsträgers, sich mit der Unterstützung Dritter bewusst und gewollt 

selbst zu töten, als solche missbilligt, tabuisiert oder mit einem Makel belegt, ist unzulässig.7  

 

Die staatliche Schutzpflicht zugunsten der Selbstbestimmung und des Lebens kann erst dort 

gegenüber dem Freiheitsrecht des Einzelnen den Vorrang erhalten, wo dieser Einflüssen 

ausgeliefert ist, die die Selbstbestimmung über das eigene Leben gefährden. Diesen Einflüssen 

darf die Rechtsordnung durch Vorsorge und durch Sicherungsinstrumente entgegentreten. 

Jenseits dessen ist die Entscheidung des Einzelnen, entsprechend seinem Verständnis von der 

Sinnhaftigkeit der eigenen Existenz dem Leben ein Ende zu setzen, hingegen als Akt autonomer 

Selbstbestimmung anzuerkennen.8 

 

Die Anerkennung des Rechts auf selbstbestimmtes Sterben versagt dem Gesetzgeber nicht, 

allgemeine Suizidprävention zu betreiben und insbesondere krankheitsbedingten 

Selbsttötungswünschen durch den Ausbau und die Stärkung palliativmedizinischer 

Behandlungsangebote entgegenzuwirken. Der Staat genügt seiner Schutzpflicht für ein Leben 

in Autonomie gerade nicht allein dadurch, dass er Angriffe unterbindet, die diesem von 

anderen Menschen drohen. Er muss auch denjenigen Gefahren für die Autonomie und das 

Leben entgegentreten, die in den gegenwärtigen und absehbaren realen Lebensverhältnissen 

begründet liegen und eine Entscheidung des Einzelnen für die Selbsttötung und gegen das 

Leben beeinflussen können.9 

 

Der Gesetzgeber darf sich seinen sozialpolitischen Verpflichtungen aber nicht dadurch 

entziehen, dass er autonomiegefährdenden Risiken durch die vollständige Suspendierung 

individueller Selbstbestimmung entgegenzuwirken sucht. Er kann weder Defiziten der 

medizinischen Versorgung und der sozialpolitischen Infrastruktur noch negativen 

Erscheinungsformen medizinischer Überversorgung, die jeweils geeignet sind, Ängste vor dem 

Verlust der Selbstbestimmung zu schüren und Selbsttötungsentschlüsse zu fördern, dadurch 

begegnen, dass er das verfassungsrechtlich geschützte Recht auf Selbstbestimmung außer 

Kraft setzt. Dem Einzelnen muss die Freiheit verbleiben, auf die Erhaltung des Lebens zielende 

 
6 BVerfG, Urteil vom 26. Februar 2020 – 2 BvR 2347/15, https://www.bverfg.de/e/rs20200226_2bvr234715, 
Leitsatz 1. 
7 BVerfG, a.a.O., Rn. 234. 
8 BVerfG, a.a.O., Rn. 275. 
9 BVerfG, a.a.O., Rn. 276. 
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Angebote auszuschlagen und eine seinem Verständnis von der Sinnhaftigkeit der eigenen 

Existenz entspringende Entscheidung, das eigene Leben mit Hilfe bereitstehender Dritter zu 

beenden, umzusetzen. Ein gegen die Autonomie gerichteter Lebensschutz widerspricht dem 

Selbstverständnis einer Gemeinschaft, in der die Würde des Menschen im Mittelpunkt der 

Werteordnung steht, und die sich damit zur Achtung und zum Schutz der freien menschlichen 

Persönlichkeit als oberstem Wert ihrer Verfassung verpflichtet. Angesichts der existentiellen 

Bedeutung, die der Freiheit zur Selbsttötung für die selbstbestimmte Wahrung der 

Persönlichkeit zukommen kann, muss die Möglichkeit hierzu bei realitätsgerechter Betrachtung 

immer gewährleistet sein.10 

 

Die verfassungsrechtliche Anerkennung des Einzelnen als zur Selbstbestimmung befähigten 

Menschen verlangt eine strikte Beschränkung staatlicher Intervention auf den Schutz der 

Selbstbestimmung, der durch Elemente der medizinischen und pharmakologischen 

Qualitätssicherung und des Missbrauchsschutzes ergänzt werden kann.11 Den Entschluss zur 

Selbsttötung einem unwiderleglichen Generalverdacht mangelnder Freiheit und Reflexion zu 

unterstellen, verkehrt die verfassungsprägende Grundvorstellung des Menschen als eines in 

Freiheit zu Selbstbestimmung und Selbstentfaltung fähigen Wesens in ihr Gegenteil.12 

 

Als Fazit lässt sich aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ableiten: Ein Suizid muss ohne 

Probleme und Einschränkungen möglich sein. Gleichzeitig darf eine gesetzliche Regelung aber nicht 

signalisieren, dass der Wert des Lebens relativiert wird.13 

 

 

 
10 BVerfG, a.a.O., Rn. 277. 
11 BVerfG, a.a.O., Rn. 338. 
12 BVerfG, a.a.O., Rn. 279. 
13 Boehme-Neßler, NVwZ 2020, 1015. 
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2. Unzureichende Umsetzung im Referentenentwurf 

Der vorliegende Referentenentwurf ist daher nicht nur an seinen vorgeschlagenen Initiativen zur 

Verbesserung der Suizidprävention, sondern gleichfalls an seiner Berücksichtigung des Grundrechts auf 

ein selbstbestimmtes Sterben zu messen.14  

▪ Schon die äußeren Umstände dieses Gesetzgebungsverfahrens, namentlich dass 

Suizidprävention völlig getrennt vom Recht auf Sterbehilfe behandelt wird, erwecken den 

Eindruck, als läge der Fokus der Bundesregierung nur auf der Suizidprävention, und 

Suizidassistenz wäre nur ein ungewünschter Annex, dessen Umsetzung verhindert werden soll.  

 

▪ Der geplante Normtext erwähnt selbstbestimmte Suizide mit keinem Wort; in der 

Normbegründung heißt es lediglich an einer Stelle floskelhaft: „Das vom allgemeinen 

Persönlichkeitsrecht (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes 

(GG)) umfasste Recht auf selbstbestimmtes Sterben wird durch dieses Gesetz nicht 

eingeschränkt.“15  

 

▪ In dem Referentenentwurf der Vorgängerregierung wurde dagegen direkt in § 1 Abs. 2 

hinsichtlich des Anwendungsbereichs klargestellt: „Das Recht auf selbstbestimmtes Sterben 

bleibt durch dieses Gesetz unberührt. Alle Maßnahmen erfolgen mit der Maßgabe, dass das 

Rechtsgut Leben nicht gegen den freien Willen der betroffenen Person zu schützen ist. 

Menschen mit Suizidgedanken und Sterbewillige werden insbesondere dahingehend 

unterstützt, ihre Selbstbestimmungsfähigkeit zu bewahren oder wiederherzustellen, um eine 

nicht von einem freien Willen getragene Umsetzung des Sterbewunsches zu verhindern und 

eine autonome und umfassend informierte Entscheidungsfindung von Sterbewilligen im Sinne 

von § 2 Absatz 2 sicherzustellen.“16 

 

Dieser Absatz fand sich dann zwar auch nicht mehr im anschließenden Gesetzesentwurf der 

Bundesregierung wieder.17 Grund hierfür war wohl, dass ein Großteil der Verbände in ihren 

Stellungnahmen zum Referentenentwurf18 eine strikte Trennung von Suizidprävention und 

Suizidassistenz in zwei separate Gesetze gefordert und sich daher für die Streichung des 

Absatzes sowie einen Verzicht auf die Differenzierung zwischen „Menschen mit 

 
14 vgl. zutreffend Stellungnahme der DGHS e. V. v. 04.12.2024, S. 1. 
15 vgl. Referentenentwurf, S. 33. 
16 vgl. SuizidPrävG-2024-RefE v. 28.11.2024, S. 7, 49 f. 
17 vgl. SuizidPrävG-2024-RegE v. 18.12.2024, S. 6.  
18 Die Stellungnahmen aller Verbände zum SuizidPrävG-2024-RefE sind hier aufrufbar: 
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-
verordnungen/detail/suizidpraeventionsgesetz. 
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Suizidgedanken“ und „Sterbewilligen“ ausgesprochen hatte. Argumentiert wurde etwa, dass 

die Phänomene Suizid und assistierter Suizid unterschiedliche rechtliche, ethische und 

gesellschaftliche Implikationen hätten19. Auch Sterbewillige seien zunächst „Menschen mit 

Suizidgedanken“, ihnen sollten alle Maßnahmen zur Suizidprävention zugutekommen.20 Sie 

wären frei darin, dieses Angebot anzunehmen oder abzulehnen.21 Im Fokus des Gesetzes 

stünde die Suizidprävention und es dürfe nicht der Eindruck entstehen, Suizidprävention würde 

selbstbestimmtes Sterben einschränken.22 Das Recht auf selbstbestimmtes Sterben sei ohnehin 

verfassungsrechtlich geschützt23, der Absatz „entbehrlich“24.  

 

Manche Verbände kritisierten jedoch ganz unverhohlen, dass in dem Referentenentwurf der 

Autonomiegedanke gegenüber dem Ansatz zur Suizidprävention „annähernd gleich gewichtet“ 

wirke25 und sich des „Vokabulars“ von „Suizidassistenzorganisationen“ bedient würde26, bzw. 

lobten ausdrücklich, dass sich die Bundesregierung im Kontext der Diskussion um mögliche 

Regelungen zur Sterbehilfe „zuvorderst für eine Stärkung der Suizidprävention“ einsetze.27  

 

▪ Suizidprävention und das Recht auf selbstbestimmte Sterben sind aber zwei Seiten derselben 

Medaille, die nicht getrennt voneinander betrachtet werden können:  

 

Die Schaffung eines möglichst umfassenden Hilfesystems für Betroffene im Sinne des 

Referentenentwurfes, an dem auf Wunsch auch Personen, die bereits einen 

freiverantwortlichen Entschluss zum Suizid getroffen haben, noch teilhaben können, ist 

angesichts der staatlichen Schutzpflicht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zwar grundsätzlich legitim. 

Der Referentenentwurf sieht (auch weil die Pflicht für bestimmte Berufsgruppen, bei Kenntnis 

einer Suizidgefahr suizidpräventive Maßnahmen zu ergreifen,28 gestrichen wurde) selbst auch 

 
19 vgl. Stellungnahme der Bundespflegekammer v. 05.12.2024, S. 1. 
20 vgl. Stellungnahme des Dachverbands Gemeindepsychiatrie e. V. v. 05.12.2024, S. 1; Stellungnahme der DGPT, 
S. 1. 
21 vgl. Stellungnahme der Bundesärztekammer v. 05.12.2024, S. 5; Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für 
Suizidprävention v. 05.12.2024, S. 4. 
22 vgl. Stellungnahme der Aktion Psychisch Kranke e. V. v. 04.12.2024, S. 1. 
23 vgl. Stellungnahme des Paritätischen Gesamtverbandes v. 05.12.2024, S. 4. 
24 vgl. Stellungnahme der Aktion Psychisch Kranke e. V. v. 04.12.2024, S. 1. 
25 vgl. Stellungnahme der BAG-SAPV v. 05.12.2024, S. 4. 
26 vgl. Stellungnahme der Malteser v. 05.12.2024, S. 3. 
27 vgl. Stellungnahme des Deutschen Pflegerates e. V. v. 05.12.2024, S. 1; auch Stellungnahme der Diakonie 
Deutschland und der Evangelischen Kirche in Deutschland v. 05.12.2024, S. 1: „Vor dem Hintergrund des weiten 
Selbstbestimmungsbegriffs in der genannten [Bundesverfassungsgerichts-]Entscheidung ist es ein wichtiges 
Zeichen des Gesetzgebers, diese Abgrenzung vorzunehmen und der Suizidprävention Priorität einzuräumen.“ 
28 vgl. Stellungnahme der Bundesärztekammer v. 05.12.2024, S. 8, in der zutreffend festgestellt wird, dass 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr gegen den selbstbestimmten Willen des Suizidwilligen nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht in Betracht kommen. 
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keine unmittelbaren Eingriffsbefugnisse in das Recht auf selbstbestimmtes Sterben vor, sodass 

formal betrachtet auf die Klarstellung, wonach das Recht auf selbstbestimmtes Sterben durch 

dieses Gesetz unberührt bleibe, verzichtet werden kann.  

 

Die Vorgabe, dass alle Maßnahmen nach diesem Gesetz mit der Maßgabe erfolgen, dass das 

Rechtsgut Leben nicht gegen den freien Willen der betroffenen Person zu schützen sei, ist 

dagegen nicht lediglich deklaratorisch. Denn es besteht die begründete Gefahr, wenn bei der 

Zielgruppe des Gesetzes nicht ausreichend zwischen Personen in einer akuten Suizidkrise und 

solchen, die eine wohlinformierte und -überlegte Entscheidung zum Suizid getroffen haben, 

differenziert wird29 und beide Gruppen gleichermaßen zu Adressaten erklärt werden, dass die 

dieses Gesetz ausführenden Akteure meinen, auch diejenigen, die von ihrem Recht auf 

selbstbestimmtes Sterben entsprechend der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 

Gebrauch machen wollen, von ihrer Suizidabsicht abbringen zu müssen30.  

 

Deutlich wird das an den Stellungnahmen einiger Verbände zur Palliativmedizin: Es wird 

suggeriert, dass wenn die Hospiz- und Palliativangebote nur ausreichend ausgebaut würden, 

hochbetagte oder tödlich erkrankte Personen keinen Grund zum Freitod mehr hätten.31 Dem 

ist indes entgegenzutreten. Auch solche suizidpräventiven Maßnahmen heilen keine schweren 

körperlichen Erkrankungen, hemmen nicht die natürlichen Alterungsprozesse und können 

auch keine persönliche Sinnerfüllung oktroyieren, wo nach intensivem persönlichem 

Reflektieren sich keine mehr auffinden lässt.32 Die persönliche Lebensqualität in einer 

palliativen oder hospizlichen Versorgungssituation kann auch gerade dadurch gesteigert 

werden33, dass der Betroffene ein fixes „Enddatum“ für sein Leben bestimmt und im Wissen 

darum versucht, die verbleibende Zeit bestmöglich zu verbringen. Umgekehrt würde die 

Qualität der verbleibenden Lebenszeit reduziert, wenn staatlicherseits weiter versucht werden 

würde, durch suizidpräventive Maßnahmen den Betroffenen von seinem Vorhaben 

abzubringen, anstatt seinen Entschluss zu akzeptieren. Im Übrigen besteht das Recht auf 

 
29 vgl. auch Stellungnahme der DEGAM v. 05.12.2024, S. 3: „Die Motive hinter assistierten Suiziden sind oft andere 
als bei impulsiven Suizidhandlungen. Daher sollte eine klare Trennung im Gesetz erfolgen, um beiden Themen 
gerecht zu werden. Es wäre sinnvoll, spezifische Forschungsinitiativen zu fördern, die sich gezielt mit diesen 
unterschiedlichen Phänomenen befassen, anstatt sie in einer generalisierten Präventionsstrategie zu vermischen. 
Die Politik sollte diese Differenzierung stärker berücksichtigen, um evidenzbasierte und differenzierte 
Lösungsansätze zu fördern.“ (eigene Hervorhebung) 
30 vgl. aber OLG Hamburg, NStZ 2025, 315, 317 <Rn. 25>: „Angesichts der Unumkehrbarkeit des Vollzugs einer 
Suizidentscheidung gebietet die Bedeutung des Lebens, Selbsttötungen entgegenzuwirken, die nicht von freier 
Selbstbestimmung und Eigenverantwortung getragen sind.“ (eigene Hervorhebung) 
31 vgl. etwa Stellungnahme der BAG-SAPV v. 05.12.2024, S. 8. 
32 vgl. Stellungnahme der DGHS e. V. v. 04.12.2024, S. 4. 
33 Dies als Ziel ausgebend: Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin v. 04.12.2024, S. 2. 
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selbstbestimmtes Sterben in jeder Phase des Lebens und unabhängig vom 

Gesundheitszustand34, sodass auch beispielsweise bei einem sterbewilligen gesunden jungen 

Erwachsenen der Staat nicht ausschließlich mit einer präventiven Zielsetzung auf ihn einwirken 

darf, sondern in Erwägung ziehen muss, dass hier ein freiverantwortlich-selbstbestimmter 

Sterbeentschluss vorliegt, und er ihm dessen Durchsetzung ermöglichen muss, selbst wenn 

dies gesellschaftlich schwer erträglich35 sein mag. 

 

▪ Kritisch zu sehen ist auch, dass der Anspruch des Referentenentwurfs der Vorgängerregierung, 

eine autonome und umfassend informierte Entscheidungsfindung von Betroffenen zu fördern, 

die auch eine Entscheidung für einen Suizid als Ergebnis hervorbringen kann, offensichtlich 

aufgegeben wurde, weil sich die geplanten Informationsangebote nur auf die Verhinderung 

eines Suizids beziehen, nicht aber beispielsweise Informationen über Suizidassistenz 

beinhalten. Dabei kann das Wissen um die Möglichkeit einer assistierten Selbsttötung sogar 

zumindest bedingt suizidpräventiv wirken,36 sodass auch bei einem Ansatz, der Lebensschutz 

in den Vordergrund stellt, eine möglichst vielseitige Beratung wünschenswert wäre. Nur durch 

diese Ausgewogenheit in dem Informations- und Beratungsangebot würde zudem 

sichergestellt, dass sich die staatliche Intervention entsprechend dem Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts auf den Schutz der Selbstbestimmung strikt beschränkt und nicht 

etwa dem Entschluss zur Selbsttötung einen unwiderleglichen Generalverdacht mangelnder 

Freiheit und Reflexion unterstellt. Zwar hat das Bundesverfassungsgericht auch entschieden, 

dass der Gesetzgeber Vorkehrungen treffen darf, damit Personen in schweren Lebenslagen 

nicht in die Situation gebracht werden, sich mit Suizidangeboten von Seiten Dritter auch nur 

näher befassen oder sich hierzu explizit verhalten zu müssen.37 Eine sachliche Aufklärung über 

Suizidassistenzangebote im Rahmen einer ergebnisoffenen freiwilligen Beratung angesichts 

eines vom Betroffenen geäußerten Suizidwunsches ist jedoch etwas grundlegend anderes, da 

 
34 vgl. MüKoStGB/Brunhöber, 5. Aufl. 2025, StGB § 217 Rn. 22. 
35 Wobei ganz grundsätzlich schon 2002 70 Prozent der Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit von Sterbehilfe 
bzw. eines assistierten Suizids befürworteten; 2024 lag die Zustimmungsquote bereits bei 84 Prozent, vgl. 
Forschungsgruppe Weltanschauungen in Deutschland (fowid): Einstellungen zur Sterbehilfe, Herbst 2024, 
https://fowid.de/meldung/einstellungen-zur-sterbehilfe-herbst-2024. Da es hier aber um die Ausübung eines 
Grundrechts geht, kann es auf die gesellschaftlichen Moralvorstellungen ohnehin nicht ankommen (vgl. auch 
BVerfG, a.a.O., Rn. 234). 
36 BVerfG, a.a.O., Rn. 283; vgl. auch Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Palliativmedizin v. 04.12.2024, 
S. 2: „Niedrigschwellige, ergebnisoffene und wiederholte Gesprächsangebote, in deren Rahmen Sterbewünsche 
häufig zum ersten Mal benannt werden können, sind selbstverständlicher Bestandteil der Hospiz- und 
Palliativversorgung von lebensbegrenzend erkrankten Menschen und Aufgabe diverser beteiligter 
Berufsgruppen. Entscheidend ist die damit verbundene Verlässlichkeit, mit diesen Wünschen und etwaigen 
Ambivalenzen nicht allein gelassen zu werden, sondern ggf. auch über den Wunsch nach Suizidassistenz 
gemeinsam und ernsthaft in den Austausch zu gehen und mit Einverständnis des/der Erkrankten ggf. weitere 
Personen und/oder Institutionen einzubeziehen.“ (eigene Hervorhebungen) 
37 BVerfG, a.a.O., Rn. 235. 
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hier kein Rechtfertigungsbedarf für das Ausschlagen eines Suizidassistenzangebots aufgebaut 

wird. Bloße Konfrontation ist noch keine Werbung. 

 

▪ Aktuell steht daher auch zu befürchten, dass mit dem Referentenentwurf Stigma nicht 

abgebaut,38 sondern aufgebaut würde, indem suggeriert wird, dass jeder Suizid bei 

ausreichend Prävention verhinderbar gewesen wäre, was die Freitode, die dennoch erfolgen, 

unzulässig bemakelt. Der Staat hat diese indes als freiverantwortliche Entscheidung zu achten.  

 

▪ Dass der Referentenentwurf nicht ausreichend berücksichtigt, dass das Recht auf 

selbstbestimmtes Sterben höchstpersönlich und nicht abdingbar ist, wird auch daran deutlich, 

dass in der Gesetzesbegründung zur Notwendigkeit von Suizidprävention in unzulässiger Weise 

auf das Leid der hinterbleibenden Angehörigen und Bezugspersonen abgestellt wird.39  

 

Während es legitim ist, wenn der Staat diesbezüglich Betreuungs- und sonstige 

Unterstützungsangebote schafft, um das Leid zu lindern, darf er diesem Punkt, wenn er sich 

schon im Wege der Suizidprävention in den Entscheidungsprozess eines Betroffenen involviert, 

richtigerweise keine Bedeutung beimessen. Schließlich steht, wie eingangs ausgeführt, dem 

Staat eine moralische Bewertung der Suizidentscheidung nicht zu. Deshalb gilt es auch nicht 

„um jeden Preis“, einen Folgesuizid aufgrund eines „Nachsterbewunschs“ von Angehörigen40 

zu verhindern, sondern eine selbstbestimmte Entscheidung, beispielsweise dem Partner in den 

Tod folgen zu wollen, ist zu respektieren. Gleichsam muss verhindert werden, dass besorgte 

Bezugspersonen, die einen endgültig gefassten, freiverantwortlichen Suizidentschluss nicht 

respektieren wollen, die betroffene Person als suizidal melden41 und diese dann in den letzten 

Wochen ihres Lebens in einem von diesem Gesetz vorgesehenen Präventionssystem 

„gefangen“ ist und gegen ihren Willen von einem Krisendienst zum nächsten geschickt oder 

sogar (etwa nach dem geplanten § 64f Abs. 1 Nr. 2 SGB V) institutionalisiert wird. Ein 

freiverantwortlich-selbstbestimmter Entschluss zum Suizid muss geachtet werden, was auch 

ein „Recht, in Ruhe gelassen zu werden“ beinhaltet, da andernfalls die in Art. 1 Abs. 1 GG 

verankerte Grundvorstellung des Menschen als eines in Freiheit zu Selbstbestimmung und 

Selbstentfaltung fähigen Wesens missachtet würde.  

 
38 vgl. Referentenentwurf, S. 1, 13. 
39 vgl. Referentenentwurf, S. 1, 12. 
40 vgl. Stellungnahme des Deutschen Hospiz- und PalliativVerbands e.V. v. 05.12.2024, S. 2. 
41 vgl. zur allgemeinen Gefahr des Denunziantentums Stellungnahme der DEGAM v. 05.12.2024, S. 3: „Ein 
weiteres Problem ist das Potenzial für Denunziantentum. Die Meldepflicht könnte Menschen dazu veranlassen, 
voreilig Annahmen über andere zu treffen und Behörden einzuschalten, ohne dass eine tatsächliche Gefahr 
besteht. Dies könnte das Vertrauen in Präventionsangebote und die Bereitschaft, Hilfe zu suchen, weiter 
verringern.“ Liegt ein freiverantwortlich-selbstbestimmter Suizidentschluss vor, besteht keine „Gefahr“. 
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Das Leid der Hinterbleibenden sollte daher nicht Grund für Suizidprävention, sondern Anlass 

für gesonderte Regelungen zum Aufbau von Ressourcen zur Unterstützung von Angehörigen 

und Bezugspersonen42 sein.   

 

▪ Da sich der Grundrechtsschutz auch auf die freie Wahl des Mittels zur Selbsttötung erstreckt,43 

sind auch Maßnahmen zur (absoluten) Restriktion der Verfügbarkeit von Suizidmethoden und 

-mitteln44 kritisch zu sehen. 

 

Letztlich muss verhindert werden, dass eine Suizidprävention so viele Hürden für die Inanspruchnahme 

des Rechts auf selbstbestimmtes und würdiges Sterben schafft, dass es faktisch ausgehöhlt wird. Ob 

die Grenze mit dem vorliegenden Referentenentwurf hierzu überschritten würde oder entsprechend 

dem Bundesverfassungsgerichtsurteil ein angemessener Interessensausgleich zwischen staatlicher 

Suizidpräventionspflicht und dem Recht auf selbstbestimmtes Sterben geschaffen wurde, kann nicht 

abschließend eingeschätzt werden, da dies auf die Umsetzung dieses Gesetzes sowie die 

Wechselwirkungen mit einem diskutierten etwaigen Gesetz zur Suizidassistenz ankommen wird.  

 

 
42 vgl. Stellungnahme des Deutschen Hospiz- und PalliativVerbands e.V. v. 05.12.2024, S. 3: „Das Wissen um die 
Trauerprozesse und die Möglichkeit, sich beraten und begleiten zu lassen, entlastet trauernde Menschen auch 
aus Suizidgedanken kein Tabu machen zu müssen, diese in einem geschützten Rahmen aussprechen zu dürfen. 
Daher leistet die Trauerbegleitung einen wichtigen Beitrag zur Suizidprävention.“ 
43 vgl. MüKoStGB/Brunhöber, 5. Aufl. 2025, StGB § 217 Rn. 22a; BVerfG, NJW 2025, 1112, 1115: „Wenn sich die 
Beurteilung individueller Sterbewünsche Maßstäben objektiver Vernünftigkeit entzieht, es sich zugleich 
verbietet, die Zulässigkeit einer Hilfe zur Selbsttötung materiellen Kriterien zu unterwerfen und die 
Selbstbestimmung über das eigene Lebensende in jeder Phase menschlicher Existenz besteht, dürfte es mit den 
dargestellten verfassungsrechtlichen Wertungen nicht vereinbar sein, wenn der Strafvollzug dem Einzelnen für 
einen ernsthaften, dauerhaften und freiverantwortlichen Suizid überhaupt keinen Raum gewährt und ihm somit 
faktisch nur die Möglichkeit eines sogenannten Brutalsuizids lässt.“ 
44 vgl. etwa Stellungnahme der Malteser v. 05.12.2024, S. 6 f., in der verpflichtende Sicherungen und Änderungen 
des Baurechts und Arzneimittelrechts gefordert werden. 
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3. Änderungsvorschläge 

Konkret ergibt sich daher folgender Änderungsbedarf: 

▪ In § 1 (Ziel des Gesetzes) sind folgende Sätze aufzunehmen: „Alle Maßnahmen erfolgen mit der 

Maßgabe, dass das Rechtsgut Leben nicht gegen den freien Willen der betroffenen Person zu 

schützen ist. Betroffene werden insbesondere dahingehend unterstützt, ihre 

Selbstbestimmungsfähigkeit zu bewahren oder wiederherzustellen, um eine nicht von einem 

freien Willen getragene Umsetzung des Sterbewunsches zu verhindern und eine autonome 

und umfassend informierte Entscheidungsfindung von Betroffenen sicherzustellen.“ 

Entsprechend sollte in der Gesetzesbegründung zu § 4 bezüglich der Informations-, Hilfs- und 

Beratungsangebote klargestellt werden, dass, wenn sich der Suizidentschluss als gefestigt 

erweist, die Information und Beratung auch Aufklärung über Möglichkeiten der Suizidassistenz 

umfassen müssen und ein Wille des Betroffenen, „in Ruhe gelassen zu werden“, respektiert 

werden muss. 

 

▪ In der Gesetzesbegründung zu § 4 Satz 1 Nr. 2 (Aufgaben der Bundesfachstelle; Erstellen von 

„Handlungskonzepten zur Weiterentwicklung und Umsetzung von Maßnahmen zur Restriktion 

der Verfügbarkeit von Suizidmethoden und -mitteln“) sollte klargestellt werden, dass eine nach 

den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts vorgenommene Suizidassistenz weder 

„Suizidmethode“ noch „-mittel“ ist. Außerdem muss trotz aller Restriktionen die 

grundrechtlich geschützte freie Mittelwahl zur Selbsttötung gewahrt bleiben, entsprechende 

Ausnahmen also in den Handlungskonzepten vorgesehen werden. Sofern die neu 

einzurichtende Bundesfachstelle nach § 4 Satz 3 bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die 

Empfehlungen für Maßnahmen zum Handlungsfeld 3, Tabelle 5 der Nationalen 

Suizidpräventionsstrategie der Bundesregierung vom 2. Mai 2024 zu berücksichtigen hat, ist in 

der Gesetzesbegründung klarzustellen, dass hinsichtlich der Empfehlung 3.1.3.5 im Rahmen 

von suizidpräventiven Aufgaben nur das Monitoring zu Suiziden und Suizidversuchen, nicht 

aber zu assistiertem Suizid berücksichtigt werden darf, da ein nach den Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts stattfindender assistierter Suizid keinen vom Gesetzgeber zu 

verhindernden Todesfall darstellt. Entsprechendes gilt für die Datenerhebung, Analyse und 

Berichterstattung zu Suizidalität nach § 4 Satz 1 Nr. 10.  
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▪ In die Gesetzesbegründung zu § 5 Abs. 3 ist aufzunehmen, dass bei der Berufung der Mitglieder 

des Fachbeirats darauf zu achten ist, dass im Fachbeirat ausreichend Expertise zu den 

Hintergründen des selbstbestimmten Sterbens vorhanden ist45. 

 

▪ In § 10 (Evaluierung) ist differenzierter zu formulieren, dass die Zielgröße, an der sich der Erfolg 

des geplanten Gesetzes bemisst, nicht die Verringerung der absoluten Anzahl von Suiziden und 

Suizidversuchen46 ist, sondern die Verringerung von nicht-wohlüberlegten und nicht-

wohlinformierten Suiziden und Suizidversuchen. Schließlich ist eine Gesetzgebung allein zu 

dem Zweck, hierdurch die Anzahl assistierter Suizide gering zu halten, unzulässig.47 Ein Anstieg 

an Suiziden kann mit einer größeren Akzeptanz der Sterbe- und Suizidhilfe in der Gesellschaft, 

der Stärkung des Selbstbestimmungsrechts oder dem gewachsenen Bewusstsein erklärt 

werden, dass der eigene Tod nicht mehr als unbeeinflussbares Schicksal hingenommen werden 

muss.48 

 

Fazit: Insgesamt sollte das geplante „Gesetz zur Stärkung der nationalen Suizidprävention“ der 

grundlegenden Einsicht folgen, dass „die Würde des Einzelnen dadurch bestimmt ist, dass der Einzelne 

über seine Würde bestimmt – nicht der Staat oder die Kirche“.49 Deshalb muss der Rechtsstaat dafür 

sorgen, dass die Pluralität der Würdedefinitionen der Bürgerinnen und Bürger in der Gesetzgebung 

berücksichtigt wird – von strenggläubigen Katholiken, die das Leben als unverfügbares „Geschenk 

Gottes“ begreifen, bis hin zu Anhängern der Philosophie Friedrich Nietzsches, die „frei zum Tode und 

frei im Tode“ sein möchten. Dass in der psychologischen und rechtspolitischen Debatte häufig nicht 

zwischen rationalen „Bilanz-Suiziden“ und irrationalen „Verzweiflungs-Suiziden“ unterschieden wird, 

lässt sich vor diesem Hintergrund nur als Ausdruck einer – vielleicht unbewussten – weltanschaulichen 

Voreingenommenheit deuten.50 

 

Diese ifw-Stellungnahme wurde am 29. Juli 2026 beim Bundesministerium für Gesundheit 

(BMG) im Rahmen der Verbandsanhörung zum SuizidPrävG-2026-E eingereicht. Dies erfolgte 

ohne Aufforderung dazu auf eigene Initiative, da das ifw sich für säkulare Rechtspolitik 

einsetzt und langjährig zum Thema des selbstbestimmten Sterbens forscht. 

Verfasser*innen: Prof. Dr. Jessica Hamed, Benjamin Stibi 

 
45 ausführlich dazu: Stellungnahme der DGHS e. V. v. 04.12.2024, S. 6 ff. 
46 vgl. Referentenentwurf, S. 32. 
47 BVerfG, a.a.O., Rn. 234. 
48 BVerfG, a.a.O., Rn. 256. 
49 „§ 217 StGB dient nicht dem Lebensschutz, sondern selbsternannten Lebensschützern!“ Stellungnahme von 
Michael Schmidt-Salomon vor dem Bundesverfassungsgericht, https://hpd.de/artikel/ss-217-stgb-dient-nicht-
dem-lebensschutz-sondern-selbsternannten-lebensschuetzern-16730 (17.04.2019).  
50 Schmidt-Salomon, a.a.O. 

https://weltanschauungsrecht.de/rechtsgebiet/sterbehilfe
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